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In einer ersten Evaluierung haben die 
EU-Staaten die Klimaziele nicht erreicht, 
die sie sich selbst gesetzt haben. Dabei 
muss der CO2-Ausstoß (nach einem der 
Gutachten des wissenschaftlichen Beirats 
der deutschen Bundesregierung für glo-
bale Umweltveränderungen) bis 2050 um 
45 bis 60 % (!) – gegenüber 1990 – ge-
senkt werden, wenn wir weltweit gefährli-
che Klimaänderungen in Schranken halten 
wollen. Seit der Industrialisierung hat sich 
die Erde im Mittel um 0,6°C erwärmt. Ins-
gesamt  sind 2°C (bei einer Änderungsra-
te von 0,2°C pro Jahrzehnt) die Grenze, ab 
der gefährliche Klimaänderungen wahr-
scheinlich sind. 

Jetzt können wir unsere  Fantasie ein-
setzen, um uns die Folgen dieser Ent-
wicklung, wie Ernteausfälle in der 
Landwirtschaft, Ausbreitung der Mala-
ria, Abkühlung Europas durch Ausfall 
des Golfstroms, auszumalen. Gleichzei-
tig sollten wir auch darüber nachdenken, 
wie wir sinnvolle Maßnahmen im Klima-
schutz weitertreiben! 

Eine große Enttäuschung ist sowohl das 
Weltwirtschaftsforum 2004, das den Aus-
bau der Atomkraft für den Klimaschutz 
forciert, als auch die EURATOM-Aufsto-
ckung. Das ist nicht nur engstirnig, son-
dern höchst gefährlich und soll wohl von 

weiterem Nachdenken (und Forschen) 
entbinden. Seriöse und willensstarke Ent-
wicklungen sind gefragt. 

KLIP Wien ist richtungsweisend

Wien hat mit dem KLIP (Klimaschutz-
programm Wien) einen mutigen Schritt 
gesetzt, weil erstens konkrete beziffer-
te Zielvorgaben immer Stärke erfordern 
und zweitens die Erfüllung dieser Ziele 
von unzähligen Akteuren abhängt. Das 
Team der WUA unterstützt nicht nur die 
großen Projekte Ökokauf und PUMA in-
nerhalb des Magistrats, sondern setzt sich 
auf vielen Ebenen bei zahlreichen Akteu-
ren für den Klimaschutz und gegen Atom-
kraft ein.

Nur nicht entmutigen lassen! In diesem 
Sinne ein interessantes Leseerlebnis

Ihre
Wiener Umweltanwältin

Editorial

Ehrgeizige Klimaschutzziele sind erreichbar, 
aber Einfallsreichtum, Forschung und  
Willenskraft sind dafür notwendig!

Dr. Andrea Schnattinger
Wiener Umweltanwältin

 
 
 
 

Am 28. November 2003 veran-
staltete die Wiener Umweltan-
waltschaft einen Workshop, bei 
dem wirksame Methoden zur Ver-
hinderung von Vogelanprall an 
Glasflächen im Spannungsfeld von 
Architektur und Tierschutz erörtert 
und der Forschungsbedarf konkre-
tisiert wurde.

Unter anderem wurde ein patentiertes 
Verfahren eines deutschen Glaswerkes, 
welches Glasflächen mittels UV-reflektie-
render Beschichtungen für Vögel sicht-
bar macht, vorgestellt. Für Menschen ist 
die Scheibe durchsichtig, Vögel hinge-
gen können auch im UV-Bereich sehen. 
Das Glas befindet sich aber noch im Ver-
suchsstadium – die Marktreife des Produk-
tes ist nicht absehbar. Ein zusätzliches Pro-
blem dieser Methode besteht darin, dass 
der UV-Anteil des Tageslichts in der Däm-

merung, wo zahlreiche Vögel aktiv sind, 
nur gering ist.

Die Schweizer Vogelwarte berichtete 
von Versuchen mit aufgeklebten Strei-
fen an durchsichtigen Lärmschutzwän-
den, bei welchen der Vogelschlag um 80 - 
90 % reduziert wurde. Ziel ist auch in der 
Schweiz, die Verhinderung von Vogelan-
prall an Glasflächen, was bisher vor al-
lem durch dichte Streifenmuster (von der 
Universität Wien wurden 13 mm Streifen 
in 13 mm Abstand getestet) erreicht wird.

Ornithologen aus Deutschland, Öster-
reich und der Schweiz sind sich einig, 
dass aufgeklebte Greifvogelsilhouetten 
wenig Schutz gegen Vogelanprall bie-
ten. Da die Einsetzbarkeit UV-reflektie-
render Scheiben nicht absehbar ist, sol-
len weiterhin bedruckte Gläser untersucht 
werden, wobei ein Kompromiss zwischen 
den Ansprüchen der Architekten und des 
Tierschutzes gefunden werden muss.

Mehr Informationen: 
www.wien.at/wua/2003/workshop- 
vogelschlag.htm

Internationaler 
Workshop 
„Vogelschlag“

Positives Beispiel: Lärmschutzwand im 14. Bezirk, Wiener Wohnen
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Am 20. und 21. Jänner 2004 wur-
de die öffentliche Verhandlung zur 
Umweltverträglichkeitserklärung 
und zum Umweltverträglichkeitsgut-
achten der Müllverbennunganlage 
Pfaffenau im Wiener Rathaus ab-
gehalten. 

Die WUA hat sich bei ihrer Stellung-
nahme auf die SUP Abfallwirtschaft be-
zogen und die Emissionsgrenzwerte für 
die MVA gefordert, die die bestehen-

de Anlage Spittelau im Betrieb einhält. 
Auch die im Verfahren von der Behörde 
gewählten Gutachter haben Verbesserun-
gen verlangt, die von der Behörde vorge-
schrieben werden. So werden die Schwe-
feldioxid-Halbstundenmittelwerte mit 20 
statt 30 mg/m3 festgelegt, für Stickoxide 
70 mg/m3 statt 100mg/m3 (wie in der Ab-
fallverbrennungsverordnung vorgeschrie-
ben). Der 8-Stunden-Mittelwert für Staub 
wird mit 5mg/m3 der Kalkulation der SUP 
Abfallwirtschaft angepasst, wodurch eine 
Absenkung der Schwermetallemissionen 
erreicht wird. 

Sehr wichtig ist auch, dass eine kon-
tinuierliche Quecksilbermessung vorge-
schrieben wurde.  

Zusätzlich hat sich die WUA im Ver-
fahren für standortgerechtere Ersatzpflan-
zungen und eine öffentlich sichtbare An-
zeigetafel ausgesprochen.

Wichtig ist für die WUA jetzt darauf zu 
achten, dass auch andere Teile der SUP 
Abfallwirtschaft, wie Abfallvermeidung 
und Biogasanlage, mit demselben Elan 
weiter verfolgt werden!

Neue Winterdienstverordnung für 
Wien seit 1. Jänner 2004 in Kraft

Jedes Jahr dasselbe Bild: Die ersten 
Schneeflocken, das erste Glatteis, der 
Verkehr steht still und die Schneeräum-
fahrzeuge rücken aus. Hausmeister, pri-
vate Schneeräumfirmen und Hausbesitzer 
räumen, streuen und salzen um die Wet-
te. Oftmals nach dem Motto: „Soviel wie 
möglich, denn sicher ist sicher.“

Prinzipiell hat jeder Einsatz von Auf-
taumitteln und Streumitteln Auswirkun-
gen auf die Umwelt und Gesundheit des 
Menschen. Ein Winterdienst, der auch 
ökologische Aspekte ausreichend berück-
sichtigt, sucht daher immer den Kompro-
miss zwischen den Anforderungen an den 
Umweltschutz und die Verkehrssicher-
heit. Ein verantwortungsvoller Umgang 
mit diesen Faktoren, bedeutet daher den 
differenzierten Einsatz von Auftau- und 
Streumitteln. Der logische Grundsatz 
sollte lauten: „Soviel wie notwendig – so 
wenig wie möglich.“ Die Wahl des Auf-
taumittels richtet sich nach dem Einsatz-
ort (Hauptverkehrsstraßen, Nebenstraßen, 
Straßen mit Bepflanzung, Fußwege oder 
Gehsteige). Überall Salz als Allheilmittel 
zu streuen, ist jedenfalls im Sinne eines 

umfassenden Umweltschutzgedankens 
der falsche Weg.

In der novellierten Wiener Winter-
dienstverordnung ist der Einsatz von Auf-
taumitteln, die Natrium oder Halogenide 
enthalten, wie Natriumchlorid („Salz“), 
auf Gehsteigen weiterhin verboten. Der 
Einsatz von Salz ist beschränkt auf Stra-
ßen und Gehsteige, die einen Mindest-
abstand (10 m) von unversiegelten Flä-
chen aufweisen oder durch bauliche Maß-
nahmen von diesen abgegrenzt sind. Die 
Wiener Umweltanwaltschaft betrach-
tet jedoch diese Regelung kritisch, weil 
der Begriff „bauliche Maßnahmen“ vie-
le Interpretationsmöglichkeiten zulässt. 
Auf Fahrbahnen, die an unversiegelte Bo-
denflächen angrenzen, darf weiterhin kein 
Salz gestreut werden. Ausgenommen da-
von sind jene Straßen, die von Bussen 
oder Schienenfahrzeugen im Linienver-
kehr benützt werden. Stickstoffhältige Auf-
taumittel sind ebenso wie einige abstump-
fende Streumittel (Schlacke, Asche, Quarz-
splitt, Quarzsand und Betonrecyclingsplitt) 
generell verboten. 

Die Wiener Umweltanwaltschaft emp-
fiehlt auch auf Gehwegen generell um-
weltschonendere Mittel einzusetzen, bei-
spielsweise Kaliumcarbonat als Auftau-
mittel und staubarme und abriebfeste 
Streumittel (Basalt - und Dolomitsplitt).

Auf Straßen, wo es im Interesse der Ver-
kehrssicherheit sinnvoll und zweckmäßig 

ist, wird weiterhin Salz als Auftaumit-
tel unverzichtbar sein. Nach der Winter-
dienstverordnung soll vorrangig Feucht-
salz zum Einsatz kommen, wovon durch 
die bessere Dosierbarkeit wesentlich ge-
ringere Salzmengen benötigt werden. Bei 
tiefen Temperaturen müssen Auftaumittel 
in Kombination mit Splitt eingesetzt wer-
den. Die Staubbelastung durch den Streu-
splitt kann durch den sparsameren Ein-
satz und die Verwendung eines möglichst 
abriebfesten, gewaschenen Splitts sowie 
durch rasches Einkehren, vor allem bei 
feuchten Witterungsverhältnissen, mini-
miert werden. Die Winterdienstverord-
nung sieht auch für die Gehsteige eine 
Verpflichtung zur Reinigung vor, sobald 
die Streuung nicht mehr notwendig ist.

Winterdienst

Winterdienst – 
Spannungsfeld zwischen 
Ökologie und Verkehrs-
sicherheit

Öffentliche Verhand-
lung: MVA Pfaffenau



4 5

Der Treibhauseffekt, der 
drohende Klima-Kollaps, 
Kriege um das Erdöl, Tan-
kerunfälle auf den Welt-
meeren – diese und eini-
ge weitere Hiobsbotschaf-
ten der modernen Zivilisa-
tion, mit ihrem nach wie 
vor überwiegenden Ein-
satz von Erdöl, Erdgas 

und Kohle, haben in mir schon vor Jah-
ren die Einsicht wachsen lassen, dass das 
fossile Energiesystem eine Sackgasse ist. 
Und zwar eine lebensbedrohliche. Dieser 
Bewusstseinswandel hatte zur Folge, dass 
ich meine Aufmerksamkeit den Möglich-
keiten des Energiesparens und der Nut-
zung erneuerbarer Energien zuwandte. 
Während meines Studiums der Handels-
wissenschaften interessierten mich auch 
die volkswirtschaftlichen Aspekte der 
Energieversorgung. Als ich für die Wie-
ner Umweltanwaltschaft zu arbeiten be-
gann, war unsere Einrichtung noch sehr 
jung, das Thema „Klimawandel“ bereits 
hochaktuell. Seither setzen wir uns auf 
vielen Ebenen für die effiziente Nutzung 
der Energie sowie die umweltfreundli-
che Energiegewinnung ein. Auch als Va-
ter dreier Kinder will ich mich hier und 
jetzt für ein nachhaltiges Energiesystem 
einsetzen, um meinen und allen anderen 
Kindern dieser Welt eine lebenswerte Er-
de zu erhalten.

Energiesparen mit Gewinn

Die sparsame, also „effiziente“ Nutzung 
von Energie wird manchmal gleichge-
setzt mit dem Verzicht auf Annehmlich-
keiten des Lebens oder den Opfern zivi-
lisatorischer Errungenschaften. Das führt 
bei vielen Menschen zu Abwehrreaktio-
nen und ablehnenden Einstellungen. Da-
bei geht es doch in Wirklichkeit um etwas 
ganz anderes. 

Beispiel „Beleuchtung“: Eine 100 Watt 
Glühbirne entwickelt neben der Leucht-
leistung auch sehr viel Wärme. Besonders 
im Sommer ist diese Wärme meist sehr 
störend. Weiters verursachen Glühbirnen 
hohe Stromkosten. Denn es wird nur ein 
sehr geringer Teil des Stroms in Licht um-
gewandelt, der Rest in Wärme.

Werden für den selben Zweck Energie-
sparlampen verwendet, entsteht fast aus-
schließlich Licht und kaum Wärme. Die 
Ersparnis beträgt daher etwa 80 % der 
Stromkosten. Aufgrund der langen Le-
bensdauer (hochwertiger) Energiespar-
lampen – sie halten mit 10.000 Stunden 
rund Zehn Mal länger als Glühbirnen – 
beläuft sich die Gesamtersparnis auf ca. 
€ 70-100 pro Lampe. In dieser Rechnung 
sind die höheren Anschaffungskosten von 
Energiesparlampen bereits enthalten!

Das Beispiel zeigt: Energieeffizienz be-
deutet, einen gegebenen Zweck mit mög-
lichst geringem Aufwand zu erreichen. 

Z. B.:
• Wärmedämmung von Gebäuden – ein-

mal richtig dämmen, jahrzehntelang 
viel weniger heizen.

• Stromsparende Haushalts- und Büro-
geräte benötigen im Betrieb weniger 
Strom, leisten aber dasselbe. 

• Verwendung öffentlicher Verkehrsmit-
tel statt privater Pkwʻs: Die öffent-
lichen Verkehrsmittel befördern die 
Menschen mit wesentlich geringerem 
Energieaufwand an ihr Ziel.

• Stoßlüften während der Heizperiode: 
Kurzes kräftiges Lüften schafft Wohl-
befinden und spart viel Wärme.

Newcomer-Schulung: Energieeffi-
zienz gleich von Anbeginn

Die WUA tritt dafür ein, das Thema En-
ergieeffizienz bereits bei den neuen Mit-
arbeiterInnen zu forcieren. Im Rahmen 
der Newcomer-Schulung – ein Trainings-
programm über mehrere Tage – in wel-
chem den neu eintretenden MitarbeiterIn-
nen des Magistrats die wichtigsten grund-
legenden Informationen über das Unter-
nehmen gegeben werden, schult die WUA 
seit rund sechs Jahren sämtliche neue Mit-
arbeiterInnen der Stadt Wien in „umwelt-
freundlichem Verhalten im Dienst“. Dar-
über hinaus werden die wichtigsten – für 
sie relevanten – Umweltprojekte der Stadt 
Wien (Klimaschutzprogramm KliP Wien, 
Umweltmanagementprogramm PUMA, 
Ökokauf Wien) vorgestellt. 

Erneuerbare Energien: Die Energie-
wende hat schon begonnen

Die Sonne schickt rund 3000 Mal mehr 
Energie zur Erde als die Menschen brau-
chen. Das bedeutet: In nur drei Stunden 
strahlt die Sonne den gesamten Jahresen-
ergiebedarf für alle BewohnerInnen unse-
res Planeten herab. Wenn es uns gelingt, 
diese Energie für uns zu gewinnen, so 
sieht die Zukunft der Erde im wahrsten 
Sinn des Wortes sonnig aus. Dabei dürfte 
die Sonne als Energielieferantin in punk-
to Sicherheit und Verlässlichkeit unüber-
trefflich sein. Denn aus heutiger Sicht 
wird sie noch etwa 4,5 Milliarden Jah-
re scheinen. 

Zu den Erneuerbaren Energien, kurz: 
„Erneuerbare“ genannt, zählen:
• Direktes Sonnenlicht: Aus ihm können 

Wärme (mithilfe von Sonnenkollekto-
ren) und Strom (Solarstromanlagen, so-
larthermische Kraftwerke) gewonnen 
werden. In Österreich gibt es derzeit 
rund 2 Millionen m2 Sonnenkollektoren 
(in mehr als 161.000 Haushalten, Tou-
rismusbetrieben und solar unterstützten 
Biomasse-Nahwärmenetzen) für Warm-
wasserbereitung oder Heizungsunterstüt-
zung. Weiters sind Solarstromanlagen 
mit einer Gesamtspitzenleistung von rund 
15 Megawatt auf Gebäuden u.a. montiert 
(Vorgangsweise für die Errichtung von 
Solarstrom-Anlagen in Wien: www.wien.at/
wua/2003/photovoltaik-anlagen.htm)

Mag. Dominik Schreiber
Unser Energieexperte
stellt sich vor

Energie

ENERGIE ist Leben. Energie wärmt, bewegt, verbindet. 
Bis jetzt war unsere Energieerzeugung großteils um-
weltschädlich. Doch die Zukunft wird sonnig!

Pellets



4 5

•  Biomasse: Dies ist ein Sammelbegriff 
für Holz (Scheitholz, Hackschnitzel, 
Holzpellets, ..) und andere biogene 
Materialien. Biomasse kann in Wärme 
und Strom umgewandelt werden.

•  Biogas: Entsteht aus der Vergärung bio-
gener Materialien (Stallmist, Speiseab-
fälle, ..) unter Luftabschluss. Biogas 
kann zur Strom- und Wärmeprodukti-
on eingesetzt werden.

•  Windkraft: In Windkraftanlagen wird 
Strom aus dem Wind gewonnen.

• Wasserkraft: In Österreich hat die 
Stromgewinnung aus Wasserkraft in 
Lauf- und Speicherkraftwerken eine 
lange Tradition. 

•  Erdwärme: Hier unterscheidet man die 
Wärmeentnahme knapp unterhalb der 
Erdoberfläche (ca 1,5 m Tiefe) von der 
Nutzung tiefer gelegener Wärmepo-
tenziale (Geothermie).

Dokumentation „Ökoenergiean-
lagen in Wien“

Auch im Stadtgebiet von Wien beste-
hen eine Reihe von Anlagen zur Gewin-
nung erneuerbarer Energie. Diese Öko-
energieanlagen sind ein Beitrag zum 
Umweltschutz und reduzieren den Aus-
stoß von Treibhausgasen. Aus diesem 
Grund wurde im Rahmen des Klima-
schutzprogramms der Stadt Wien von 
der WUA eine Dokumentation ausge-
wählter Wiener Ökoenergieanlagen er-
stellt und in Zusammenarbeit mit der 
Klimaschutzkoordination im Internet 
publiziert.  Solarstromanlagen, thermi-
sche Solaranlagen, Windkraftanlagen 
und Wohnbauprojekte mit (teil-)sola-
rem Energiekonzept werden vorgestellt. 
Diese Internet-Dokumentation soll 
auch ein Beitrag zur Bewusstseinsbil-
dung bei der Wiener Stadtbevölkerung 
sein und zeigen, dass eine Energiever-
sorgung mit erneuerbaren Energien 
auch in Wien möglich und sinnvoll ist. 
Die auf der website präsentierten Bilder 
zeigen auch Solarstromanlagen von Pri-
vatleuten, welche aus eigenem Antrieb 
und Engagement diese Investitionen in 
die Erneuerbaren getätigt haben. Auch 
fast alle städtischen Bäder in Wien er-
wärmen das benötigte Warmwasser 
(zumindest teilweise) mit thermischen 
Solaranlagen. In Wien wurden bisher 

ca. 1000 thermische Solaranlagen mit 
zusammen rund 17.000 m2 Kollektor-
fläche (für Warmwasser und Heizung) 
gefördert und installiert. Ferner sind im 
Wiener Stadtgebiet derzeit Ökostrom-
anlagen (Deponiegas, Windkraft, Solar-
strom) mit einer Spitzenleistung von zu-
sammen ca.10 Megawatt am Netz. 

Mehr Infos: www.wien.gv.at/umwelt/
klimaschutz/oekoanlagen/index.htm
 
Die Erneuerbaren sind im Vergleich 

zu Erdöl, Erdgas und Kohle sehr um-
weltfreundlich. Sie erhalten das Weltkli-
ma, da es zu keinen schädlichen Treib-
hausgas-Emissionen kommt (Ausnah-
me: Biomasseverbrennung. Hier ist aber 
zu beachten, dass die hier verursach-
ten Kohlendioxid(CO2)-Emissionen bei 
nachhaltiger Waldbewirtschaftung klima-
neutral sind. Die nachwachsenden Bäume 
nehmen dieselbe Menge CO2 wieder auf, 
welche bei der Verbrennung der Altbäu-
me entstanden ist).

Die meisten Erneuerbaren stoßen auch 
keine unmittelbar wirkenden Schadstoff- 
emissionen aus – keine Gase aus denen 
bodennahes (Sommer-)Ozon entsteht. 
Thermische Solaranlagen, Solarstroman-
lagen und Kleinwasserkraftwerke können 
dezentral und auch im kleineren Maßstab 
errichtet werden, sodass die lokale Ver-
sorgungssicherheit zunimmt. Die loka-
le Brennstoffaufbringung und die War-
tung vieler Solar- und Windkraftanlagen 
schafft und sichert Arbeitsplätze in loka-
len und regionalen Gewerbebetrieben und 
in der Landwirtschaft. 

Zum Ausgleich unterschiedlicher En-
ergiedargebote je nach Wetter oder Jah-
reszeit ist es sinnvoll, möglichst alle Ar-
ten der Erneuerbaren zu nutzen (Energie-
trägermix). Die derzeitige Verteilungs-
struktur mittels Hochspannungsnetzen 
schafft den räumlichen Ausgleich zwi-
schen Energienachfrage und Energiean-
gebot. Die Entwicklung der Wasserstoff-
Brennstoffzelle eröffnet Perspektiven in 
Richtung dezentrale Energieversorgung. 
Zu bestimmten Tages- oder Jahreszei-
ten überschüssiger Strom wird mittels 
Elektrolyse in Wasserstoff „zwischenge-
lagert“. Mittels der Brennstoffzelle wird 
daraus bei Bedarf wieder Strom und Wär-
me erzeugt.

Die erneuerbaren Energien können, 
müssen und werden die fossilen Energi-
en (Erdöl, Erdgas und Kohle) vollständig 
ersetzen. Es gibt aus heutiger Sicht kei-
ne Alternative -  die Energiewende ist be-
reits voll im Gang. In zahlreichen Län-
dern wurden dazu engagierte Gesetze mit 
dem Ziel einen wachsenden Anteil des 
Energiebedarfs mithilfe der Erneuerbaren 
zu decken, geschaffen.

In Wien hat die Sonne ein „Duell“ mit 
den fossilen Brennstoffen klar gewon-
nen. Am 9. Mai 2003 strahlte die Sonne 
in nur 6,5 Stunden dieselbe Menge an En-
ergie auf die Dächer der Stadt wie an die-
sem Tag insgesamt an fossilen Energien 
(Erdöl, Erdgas) verbraucht wurde: 82 Gi-
gawattstunden. Dieses Experiment wur-
de von arsenal research und der Magis-
tratsabteilung 22 (Umweltschutz) durch-
geführt.

Sind die fossilen Energien zu  
billig ...?

Der aktuelle (rein betriebswirtschaftli-
che) Kostenvergleich zwischen den um-
weltfreundlichen Erneuerbaren und den 

Energie

Windkraftwerk Freudenau
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klimaschädlichen, fossilen Energien ist 
bemerkenswert: Die fossilen Energieträ-
ger sind billiger. Der Ölpreis erfuhr in 
den letzten Jahrzehnten zwar einige Aus-
schläge nach oben, pendelte sich bisher 
jedoch immer wieder bei einem Wert um 
die USD 20-25 je Barrel ein. Der Ölpreis 
scheint vom allgemeinen Preisauftrieb 
(Inflation) völlig unabhängig zu sein. 
Auch Erdgas und Kohle blieben preislich 
weit unter der allgemeinen Preisindexent-
wicklung.

Das Verwunderliche am Preisgefüge ist, 
dass wesentliche Kostenkomponenten bis 
dato keinen Niederschlag in der Kalkula-
tion der fossilen Energieprodukte gefun-
den haben. Dabei handelt es sich v.a. um 
folgende Kosten:

Umweltkosten: 
• Treibhauseffekt: Der menschverur-

sachte (anthropogene) Treibhausef-
fekt birgt das größte Gefährdungspo-
tenzial für das Erdklima. Er wird ver-
ursacht durch den Ausstoß von Treib-
hausgasen (CO2 u.a.). Durch den 
Treibhauseffekt droht das Weltklima 
instabil zu werden. Das könnte zu im-
mer häufiger auftretenden Wetterextre-
men, wie Überschwemmungen, Orka-
nen, Hitze- und Dürreperioden usw. 
führen. Möglicherweise waren die Au-
gustflut 2002 sowie der extrem heiße 
und trockene Sommer 2003 erste Vor-
boten des Klimawandels. Für den welt-
weit immer noch steigenden CO2-Aus-
stoß ist v.a. die Verfeuerung fossiler 
Energieträger verantwortlich. Ökono-
misch betrachtet ist der Treibhausef-
fekt eine Art externer Kosten, die nicht 
von den tatsächlichen Verursachern ge-
tragen werden und daher von allen zu 
tragen sind. 

•  Krankheitskosten: Die Verbrennung 
fossiler Energieträger ergibt neben den 
Treibhausgasen auch andere Emissio-
nen, wie z.B. Stickoxide, Kohlenmon-
oxid, Ruß. So verursachen die Verkehr-
semissionen (inkl. dem daraus gebilde-
ten bodennahen Ozon) Atemwegs- und 
andere Erkrankungen. Auch diese Wir-
kungen finden in den Produktpreisen 
fossiler Energien derzeit keinen Nie-
derschlag.

•  Reparaturkosten: Das derzeit überwie-
gend fossile Energiesystem verursacht 

neben den mittel- und langfristig ein-
tretenden Schäden auch noch kurzfris-
tige. Es vergeht kaum ein Monat, in 
dem die Medien nicht über eine Tan-
kerhavarie oder eine geborstene Gas- 
oder Ölpipeline berichten. Dabei ent-
stehen teils horrende Umweltrepara-
turkosten. Das Tankerunglück vor der 
galizischen Küste, als der Einwandtan-
ker „Prestige“ auseinanderbrach, ver-
ursachte beispielsweise Kosten von 
rund € 5 Mrd. 

Militärische Kosten:
•  Zahlreiche militärische Konflikte 

(Golfkrieg, Irakkrieg, ...) werden offen 
oder verdeckt um den Zugang zu den 
verbleibenden fossilen Energieressour-
cen geführt. Die offiziell verlautbarten 
Kosten belaufen sich meist im Bereich 
hunderter Milliarden USD. Diese Kos-
ten werden v.a. von Einzelstaaten ge-
tragen. 

Daneben gibt es noch eine Vielzahl von 
direkten oder indirekten Förderungen der 
fossilen Energien, welche die Budgets der 
Fördergeber (meist die öffentliche Hand, 
also wieder die Allgemeinheit) belas-
ten und gleichzeitig die Kostenbelastung 
der eigentlichen Verursacher reduzieren: 
Beispielsweise die massive Förderung 
der Atomenergie durch den Sonderstatus 
nach dem Euratom-Vertrag, die Steuer-
befreiung von Flugbenzin (Kerosin), die 
Herstellung oder Schließung von Bau-
gruben für Gasleitungen samt Wiederher-
stellung der Straßenoberfläche durch die 
Gemeinden, die Ausweisung von „Vor-
ranggebieten“ für bestimmte Energieträ-
ger, die Steuerermäßigung für Agrardie-
sel, ... usw.

Die Nichteinrechnung bzw. Außeracht-
lassung sämtlicher bisher erwähnter Kos-
ten führt zu einem stark verzerrten Kos-
tenvergleich und zu ineffizienten Markt-
lösungen. 

Aus all dem ist erkennbar, dass den fossi-
len Energieträgern bisher mehrere wichtige 
Kostenbestandteile nicht direkt angelastet 
werden, sondern statt dessen auf die Allge-
meinheit überwälzt werden. Somit sind die 
fossilen Energien heute viel zu billig!

... oder sind erneuerbare Energi-
en zu teuer?

Die erneuerbaren Energien Sonne, 
Wind, Biomasse, Wasser müssten ange-
sichts ihrer umwelt- und klimaschonen-
den Eigenschaften eigentlich „günstiger“ 
sein als die klimaschädlichen fossilen En-
ergieträger.
•  Die Erneuerbaren verursachen keine 

klimaschädlichen Emissionen.
•  Sie kennen keine „Brennstoff“-Kos-

ten (Ausnahme Biomasse). Die Sonne 
scheint kostenlos herab, der Wind weht 
auch kostenlos. 

•  Die Sonne scheint auf alle Regionen 
der Erde. Jeder Mensch kann sie nut-
zen und energieautark werden. 

Warum sind die erneuerbaren Energien 
dann heute noch teurer als die fossilen? 
Erstens hinkt der Preisvergleich, denn trü-
gen die fossilen Energien ihre vollen Kos-
ten, so wären die Erneuerbaren schon al-
lein dadurch relativ günstig. 

Zweitens befinden sich die Erneuerba-
ren hinsichtlich ihres technischen Ent-
wicklungsstandes auf unterschiedlichen 
Niveaus. Die Wasserkraftnutzung (Lauf- 
und Speicherkraftwerke) beispielswei-
se hat bereits ein sehr hohes Niveau er-
reicht, die Anlagen werden industriell ge-
fertigt. Die Erzeugungskosten für Strom 
aus Wasserkraft sind relativ gering. Strom 
aus buchhalterisch abgeschriebenen Was-
serkraftwerken konkurriert preislich mit 
jenem aus fossilen Kraftwerken. Solar-
stromanlagen harren hingegen immer 
noch der großindustriellen Fertigung, 
es werden jährlich Kostenreduktionen 
durch Innovationen und Mengensteige-
rungen erreicht. Das Kostensenkungspo-
tenzial ist zwar sehr groß, aber zur Zeit 
sind die Herstellungskosten für Solar-
strom noch hoch. Bei intelligenter „win-
win“-Anwendung der Solarstromtech-
nik (z.B. Stromerzeugung und Reduktion 
der Kühllast in Gebäuden durch Beschat-
tung) lassen sich jedoch bereits heute Vor-
teile erzielen. 

Atomkraft: Folgenschwere Fehlent-
scheidung

Die Nutzung der Atomkraft zur Erzeu-
gung von elektrischem Strom stellt für 

Energie
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die WUA eine der größten energiepoliti-
schen Fehlentscheidungen der vergange-
nen Jahrzehnte mit unabsehbar weitrei-
chenden negativen Konsequenzen dar. Ei-
ne Technologie, die nur für wenige Jahr-
zehnte Energie erzeugt, deren hochradi-
oaktive Abfälle aber noch zehntausen-
de (!) Jahre strahlen, kann niemals nach-
haltig sein. 

Die WUA ist seit dem Jahr 2002 „Wie-
ner Beauftragte für nukleare Sicherheit“ 
und setzt sich einerseits für die raschest 
mögliche Schließung der bestehenden 
und teils bereits veralteten Kernkraftwer-
ke an Österreichs Grenzen, andererseits 
für hohe technische Sicherheitsstandards 
in Europa ein. Ein weiteres Anliegen der 
WUA ist das Aufzeigen von Energiealter-
nativen in den östlichen Nachbarländern.

Interreg Projekte im    
Energiebereich

DIRECT – Brückenbauen zwischen 
Nachbarländern

Seit November 2002 finanziert die 
WUA gemeinsam mit dem Europäischen 
Fonds für Regionalentwicklung (EFRE) 
das Interreg-Projekt „Direct“. Ziel dieses 
Kooperationsprojektes zwischen den Re-
gionen Wien und Bratislava ist eine ver-
stärkte Bewusstseinsbildung in beiden 
Städten in den Bereichen „Strahlenschutz 
und Erneuerbare Energien“. 

Wir unterstützen Global 2000 und den 
slowakischen Partner OMP (Organisati-
on für Umweltmonitoring) auch inhalt-
lich und organisatorisch. Startpunkt war 
eine im April 2003 durchgeführte Mei-
nungsumfrage zu den Themen Strahlen-
schutz, der Einstellung zur Kernenergie 
und zu Erneuerbaren Energien in beiden 
Städten. Dabei wurde insbesondere die 
unterschiedliche Beurteilung der Kernen-
ergie sehr deutlich. 

Drei Wiener Schulklassen (Volksschule, 
Mittelstufe und Oberstufe) kooperieren 
mit drei altersadäquaten Schulklassen in 
Bratislava für das Schuljahr 2003/2004. 
Dabei sollen gemeinsame Projektarbei-
ten zu den Themen „Sicherheit im Alltag/

Zivilschutz“ und „Erneuerbare Energien“ 
durchgeführt werden. Die Ergebnisse und 
erarbeiteten Unterlagen werden im Inter-
net für andere Klassen zugänglich. Am 
wichtigsten erscheint uns, dass die Kin-
der verstehen lernen, dass die Lebens-
grundlagen verletzbar sind. Die gemein-
same Beschäftigung mit diesen  wichti-
gen Themen soll Brücken in der gemein-
samen Region bauen. Im Herbst 2004 soll 
das Projekt abgeschlossen sein.

Mehr Informationen: 
http://www.wien.at/wua/direct/

Solarstrat
„Solarstrat“ soll dem Aufbau eines Ex-

pertennetzwerkes zwischen Wien und 
Bratislava im Bereich Solarthermie die-
nen. Die Slowakei ist ein sonniges Land 
mit bis zu 250 Sonnentagen im Jahr. 
Das technische Potenzial für Solarther-
mie liegt nach Schätzungen der öster-
reichischen Energieverwertungsagentur 
bei 5.200 GWh, die derzeitige Nutzung 
jedoch nur bei 6,9 GWh. Das Marktpo-
tenzial beträgt zur Zeit immerhin an die 
361 GWh. 

Auch Wien liegt bei der Nutzung von 
Solarthermie deutlich unter dem techni-
schen Potenzial. Zahlreiche Dächer der 
Stadt eignen sich hervorragend zur So-
larenergienutzung. Solarstrat soll im Rah-
men von Experteninterviews und Work-
shops auf beiden Seiten aufzeigen, wel-
che Projekte in beiden Regionen bis-
her Erfolg hatten und welche Hemmnis-
se die Implementierung bisher erschwert 
haben. Ziel des Projekts ist eine verstärk-
te Akzeptanz  der Solarthermie durch Be-
wusstseinsbildung und in Folge mehrere 
Anlagen. Werden im Rahmen des Projek-
tes ähnliche Zielgruppen in der Bevölke-
rung beider Partnerregionen ausfindig ge-
macht, sollen „Solarstrat“ Umsetzungs-
projekte folgen. Geplante Projektpartner 
sind Arsenal Research, die ARGE Erneu-
erbare Energie Niederösterreich, IFAST 
in Salzburg und das Energy Center Bra-
tislava. Die WUA wird bei einer Förde-
rungszusage von EFRE die Projektkoor-
dination übernehmen.

Projekt „Sonneninsel“ im Kinder-
nationalparkcamp Lobau

Als die Stadt Wien unmittelbar neben 
dem Nationalpark Lobau das „Kinder-
NationalparkCamp“ realisierte, hatte die 
WUA die Idee, im Rahmen des Camps 
auch die Möglichkeiten der erneuerba-
ren Energien zu demonstrieren. Eine ei-
gens errichtete „Sonneninsel“ zeigt an-
schaulich, wie die Sonnenstrahlen Was-
ser erhitzen können und wie aus dem 
Sonnenlicht elektrischer Strom gewon-
nen werden kann. Zahlreiche Solar-Ex-
perimente wecken den Forscherdrang der 
Kinder und machen so unsere wichtigste 
Energiequelle – die Sonne –  im wahrsten 
Sinne „be-greiflich“. Die Kinder nehmen 
das professionell begleitete Angebot ger-
ne an. Seit 5 Jahren erfahren Kinder zahl-
reicher Wiener Schulklassen und Projekt-
gruppen auf diese Weise, was Sonnenen-
ergie vermag.

Energie
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Umweltrecht – Aktuelles

Richtlinie Zugang zu  
Gerichten

Von der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften wurde ein Vorschlag für 
eine Richtlinie des Europäischen Parla-
ments und des Rates über den Zugang 
zu Gerichten in Umweltangelegenheiten, 
KOM(2003) 624 endgültig, vorgelegt. 

Damit soll die sogenannte 3. Säule des 
UN/ECE Übereinkommens über den Zu-
gang zu Informationen, die Öffentlich-
keitsbeteiligung an Entscheidungsver-
fahren und den Zugang zu Gerichten in 
Umweltangelegenheiten (im Folgenden 
Übereinkommen von Århus genannt) auf 
europarechtlicher Ebene umgesetzt wer-
den. Nach Artikel 9 des Übereinkommens 
ist den Mitgliedern der betroffenen Öf-
fentlichkeit (auch bestimmten Umwelt-
schutzorganisationen) der Zugang zu ei-
nem Überprüfungsverfahren vor einem 
Gericht und/oder einer anderen auf ge-
setzlicher Grundlage geschaffenen un-
abhängigen und unparteiischen Stelle zu 
gewähren, um die inhaltliche und verfah-
rensrechtliche Rechtmäßigkeit von Ent-
scheidungen, Handlungen oder Unter-
lassungen in den ausdrücklich angeführ-
ten Verfahren oder solchen mit mögli-
chen erheblichen Auswirkungen auf die 
Umwelt anzufechten. Daneben wird je-
der Person, deren Antrag auf Informatio-
nen über die Umwelt ihrer Meinung nach 
nicht vollinhaltlich erfüllt wurde, eben-
falls das Recht auf ein Überprüfungsver-
fahren eingeräumt.

Wie die Kommission in der Begrün-
dung des Entwurfes richtig ausführt, ist 
die Beteiligung der Öffentlichkeit bei 
der Durchsetzung des Umweltrechts auch 
für die Schaffung gleicher Wettbewerbs-
bedingungen in den Mitgliedstaaten von 
großer Bedeutung. Im Vordergrund soll-
te jedoch die verstärkte Bewusstseins-
bildung der Öffentlichkeit im Umwelt-
bereich wie auch die effektivere Durch-
setzung der materiell rechtlichen Bestim-
mungen stehen.

Der im Sinne des Subsidiaritätsprin-
zips allgemein gehaltene Richtlinienent-
wurf geht einerseits über die Verpflich-
tungen des Übereinkommens von År-

hus hinaus und könnte andererseits im 
Rahmen der innerstaatlichen Umsetzung 
durch Divergenzen zum derzeit gelten-
den Verwaltungsverfahrensrecht zu Pro-
blemen führen.

Bundestierschutzgesetz 
Durch das Bundeskanzleramt wurde im 

Nationalrat der Ministerialentwurf betref-
fend ein Bundesgesetz, mit dem ein Tier-
schutzgesetz erlassen sowie das Bundes-
Verfassungsgesetz und die Gewerbeord-
nung 1994 geändert werden, eingebracht.

Aus unserer Stellungnahme:
Zur geplanten Änderung des Bundes-Ver-

fassungsgesetzes ist festzuhalten, dass da-
durch die Länder ihre Kompetenz zur Re-
gelung dieser Materie zu einem Zeitpunkt 
aufgeben würden, zu dem aufgrund der 
Vielzahl der Verordnungsermächtigungen 
mit vielfältigen Einvernehmensklauseln die 
Erreichung eines modernen Tierschutzes 
auf hohem Niveau keinesfalls feststeht. An-
dererseits würde durch die gegenständliche 
Regelungstechnik keine Gewähr dafür be-
stehen, dass infolge von Gesetzesänderun-
gen durch den Bund in diesem Bereich kei-
ne Verschlechterungen eintreten.

Die im Sinne eines zeitgemäßen Föde-
ralismus bereits im Zuge der Schaffung 
eines einheitlichen Bundesvergabegeset-
zes gewählte Vorgangsweise zur Siche-
rung der Mitwirkungsrechte der Länder 
sollte auch in diesem Bereich fortgesetzt 
werden. Es wäre daher analog zu den Ab-
sätzen 4 und 5 des durch BGBl. I Nr. 99/
2002 eingeführten Artikel 14b B-VG die 
Einräumung einer Gelegenheit der Län-
der zur Mitwirkung an der Vorbereitung 
von Gesetzesvorhaben in diesen Angele-
genheiten, das Zustimmungserfordernis 
der Länder vor der Kundmachung der auf 
diesen Kompetenttatbestand gegründeten 
Gesetze sowie deren Durchführungsver-
ordnungen in der Bundes-Verfassung vor-
zusehen. In inhaltlicher Hinsicht zeichnet 
sich der vorliegende Entwurf durch eine 
im Hinblick auf dessen Umfang (48 §§) 
enorme Anzahl an Verordnungsermächti-
gungen (15), welche häufig den Verdacht 
einer formalgesetzlichen Delegation nahe 
legen, eine Vielzahl unbestimmter Geset-
zesbegriffe, fragwürdigen Abweichungen 

und Änderungen des geltenden Verwal-
tungsstrafgesetzes, sonstige Unstimmig-
keiten sowie Übergangsbestimmungen 
mit zu weit reichenden Ausnahmen aus.

    
Emissionszertifikategesetz 

Im Nationalrat wurde der Ministerial-
entwurf betreffend ein Bundesgesetz über 
ein System für den Handel mit Treibhaus-
gasemissionszertifikaten (Emissionszerti-
fikategesetz - EZG) eingebracht. Dadurch 
soll die Richtlinie 2003/87/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 
13. Oktober 2003 über ein System für den 
Handel mit Treibhausgasemissionszertifi-
katen in der Gemeinschaft und zur Ände-
rung der Richtlinie 96/61/EG in nationa-
les Recht umgesetzt werden.

Aus unserer Stellungnahme:
Grundsätzlich ist die Wechselwirkung 

zwischen den Tätigkeiten der Menschen 
und der Zunahme der Konzentration an 
Treibhausgasen sowie der dadurch her-
vorgerufenen Klimaänderungen unbe-
stritten. Im sechsten Umweltaktionspro-
gramm der Europäischen Gemeinschaft 
wurde daher als Zielsetzung an erster 
Stelle die Stabilisierung der Konzentrati-
on von Treibhausgasen in der Atmosphäre 
angeführt. Die obige Richtlinie ist nur ei-
ne der dort erwähnten vorrangigen Maß-
nahmen zur Verfolgung dieses Zieles. Ei-
ne rasche und fehlerfreie Umsetzung die-
ser Vorgaben ist daher dringend geboten, 
um einen Beitrag zur Verlangsamung des 
weltweiten Klimawandels zu leisten.

Der vorliegende Entwurf scheint vor 
diesem Hintergrund durch das Nicht-
ausschöpfen der in der Richtlinie einge-
räumten Möglichkeiten sehr zurückhal-
tend. Durch zahlreiche Unstimmigkeiten 
besteht die Gefahr, dass sich die Entwick-
lung eines effizienten CO2-Emissionshan-
dels verzögert und dadurch die Betrei-
ber der Anlagen aber auch die zur Voll-
ziehung berufenen Behörden die Errei-
chung der Zielvorgaben im Rahmen des 
vorgegebenen Zeithorizontes nur schwer 
bewerkstelligen werden können. Weiters 
werden Unternehmen, die bereits emis-
sionsmindernde Investitionen getätigt ha-
ben, bei der Zuteilung der Zertifikate be-
nachteiligt.
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